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ARBEITSGEMEINSCHAFT ALPENLÄNDER

COMUNITÀ DI LAVORO REGIONI ALPINE
Mitwirkung der Schweizer Mitglieder bei EU-internen Fragestellungen im Rahmen der Tätigkeit der Arge Alp

Beilage:
Politische Leitlinien für das Verhalten der Schweizer Mitglieder der Arge Alp bei EU-internen Fragestellungen

A. Im Rahmen der Regierungschefkonferenz vom 16. Juni 2000 in Locarno äusserte sich die Arbeitsgemeinschaft Alpenländer (abgekürzt Arge Alp) auf Antrag des Bundeslandes Bayern zur Osterweiterung der Europäischen Union (abgekürzt EU). Die Schweizer Mitglieder der Arge Alp (Graubünden, Tessin, St.Gallen) enthielten sich bei der Verabschiedung der betreffenden Resolution der Stimme. Die Stimmenthaltung erfolgte nicht aus materiellen Gründen, sondern aus der Überlegung, dass es für die Gebietskörperschaften eines Staates, der nicht der EU angehört, nicht angezeigt sei, sich zu EU-internen Fragestellungen zu äussern.

B. Die Schweizer Mitglieder in der Arge Alp stellten in der Folge gegenüber ihren Partnerregionen in Aussicht, ihre Haltung bei Fragen der europäischen Integration, welche insbesondere EU-Interna betreffen, zu klären und inskünftig das Mittragen von Resolutionen der Arge Alp, die solche Fragen beschlagen, zu überprüfen. Sie liessen sich dabei von folgenden Überlegungen leiten: Die Schweizer Kantone, mit ihrer langjährigen praktischen Erfahrung im Zusammenwirken von Gliedstaaten und Bund, verfügen im Kontext der bevorstehenden Dezentralisierung von Gemeinschaftsaufgaben über Kenntnisse und Erfahrungen, welche für die österreichischen und deutschen Bundesländer sowie für die autonomen italienischen Provinzen, die Mitglieder der Arge Alp sind, u.U. wertvoll sein können. Hinzu kommt, dass die Arge Alp eine beachtliche Bedeutung als Gremium der Meinungsbildung in den betreffenden Staaten, denen ihre Mitglieder angehören, aber auch im Rahmen der Gemeinschaft, vorab im Ausschuss der Regionen inne hat. Mit einem Abseitsstehen von diesem Meinungsbildungsprozess würden die Schweizer Mitglieder aufgrund der statutarischen Regelungen der Arge Alp verhindern, dass sich diese zu politisch wichtigen EU-internen Fragen äussern könnte. Sie würden damit längerfristig eine wirksame Interessenvertretung der Arge Alp auf der europäischen Ebene verhindern und mithin zu einer Entwertung dieser Organisation beitragen. Gerade dieses wäre jedoch nicht im Interesse der Mitgliedskantone Graubünden, Tessin und St.Gallen. Namentlich solange die Schweiz nicht Mitglied der EU ist, hat die Arge Alp als Institution der kleinen Aussenpolitik für die Kantone eine wichtige Bedeutung, ist sie doch eines der wenigen Gefässe, das ihnen zumindest in Teilbereichen eine Mitgestaltung integrationspolitischer Fragen erlaubt.

C. Die Regierungen der Kantone Graubünden, Tessin und St.Gallen stimmten den politischen Leitlinien für das Verhalten der Schweizer Mitglieder in der Arge Alp bei EU-internen Fragestellungen (siehe Beilage) zu. Sie sichern demzufolge den Partnerregionen in der Arge Alp zu, am Meinungsbildungsprozess auch zu EU-internen Fragen mitzuwirken. Sie erachten es jedoch im Interesse der Glaubwürdigkeit der Arge Alp als wichtig, dass die Mitwirkung an der EU-internen Meinungsbildung auf jene Fragen beschränkt bleibt, die direkt den Alpenraum betreffen. In den übrigen allgemeinen europapolitischen Fragen prüfen sie die Mitwirkung im Einzelfall. Die Stellungnahmen erfolgen im Sinn einer informellen Meinungsäusserung aufgrund einer aktuellen politischen Beurteilung der betreffenden EU-internen Fragestellungen.

Die Regierungschefkonferenz der Arge Alp beschliesst:

1.
Von den politischen Leitlinien für das Verhalten der Schweizer Mitglieder der Arge Alp bei EU-internen Fragestellungen wird zustimmend Kenntnis genommen.

2. Im Interesse der Glaubwürdigkeit der Arge Alp bleibt die Behandlung EU-interner Fragen auf solche beschränkt, die für den Alpenraum von Bedeutung sind. Bei den übrigen europapolitischen Themen sind Stellungnahmen im Einzelfall zu prüfen.

3.
Die Arge Alp bringt dem bilateralen Weg der Annäherung der Schweiz an die EU Verständnis entgegen und unterstützt ihre Schweizer Mitglieder auf diesem Weg nach Möglichkeit.

Politische Leitlinien für das Verhalten der Schweizer Mitglieder der Arge Alp bei EU-internen Fragestellungen
1.
Die Schweizer Kantone, die Mitglieder der Arge Alp sind, sehen vor, sich inskünftig an der Entscheidfindung zu EU-internen Fragestellungen im Rahmen der Tätigkeit der Arge Alp aktiv zu beteiligen. Sie wollen damit einen politischen Beitrag zur Gestaltung des europäischen Regionalismus leisten und dem allenfalls vorhandenen Eindruck entgegentreten, föderalistische Anliegen seien lediglich auf innerstaatliche Belange beschränkt.

2.
Die Stellungnahmen erfolgen im Sinn einer informellen Meinungsäusserung aufgrund einer aktuellen politischen Beurteilung der betreffenden EU-internen Fragestellungen. Zur Wahrung der Bundestreue weicht die Meinungsäusserung nicht von jener des Bundes ab, falls sich dieser zur gleichen Fragestellung bereits ausdrücklich geäussert hat.

3.
Die Stellungnahmen haben den Charakter einer politischen Unterstützung jener Partner in der Arge Alp, die einem EU-Mitgliedstaat angehören. Unterstützt wird dabei vorab deren Interessenvertretung im innerstaatlichen Verhältnis ihrer jeweiligen Nationalstaaten, aber allenfalls auch direkt gegenüber der EU im Rahmen ihrer Tätigkeit im Ausschuss der Regionen (AdR).

4. Die Regierungen wirken darauf hin, dass sich die Mitwirkung der Arge Alp an der EU-internen Meinungsbildung vorab auf jene Fragen beschränkt, die Belange des Alpenraums direkt betreffen.

5. Bei den übrigen allgemeinen europapolitischen Fragestellungen ist die Mitwirkung im Einzelfall zu prüfen.

